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Organspende – Aufklärung intensivieren

Der Landeskongress der Jungen Liberalen Niedersachsen hat beschlossen: 

Die Jungen Liberalen setzten sich dafür ein, dass die Aufklärungsarbeit über das Thema Organspende intensiviert werden soll.

Der Anteil derjenigen, die ihren Willen zur oder gegen die Organspende in einem Ausweis verkünden, ist zu gering. Die derzeitige Aufklärungsarbeit ist nicht ausreichend. Daher soll unter Federführung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung ein ganzheitliches Konzept entwickelt werden. Zukünftig soll neben der passiven Informationsarbeit, die momentan hauptsächlich in der Auslage von Organspendeausweisen besteht, vor allem die aktive Ansprache der Bürgerinnen und Bürger verstärkt werden. Denkbar wären unter anderen folgenden Maßnahmen:

· Einbindung in die kommunale Präventionsarbeit

· Verstärkte Kooperation mit den entsprechenden Aufklärungsinstitutionen 

· Aushändigung eines Organspendeausweises bei der Beantragung von Ausweisen und Führerscheinen

· Einbeziehung in Vorsorgeuntersuchungen

· Verstärkte Aufklärung in der Schule

Neben der Erhöhung der Anzahl der potentiellen Spender hat die Politik darauf hinzuwirken, dass sich mehr Krankenhäuser an der Organspende beteiligen, mit ca. 55% in 2006 sind das deutlich zu wenig. Dies soll unter anderem durch die verbindliche Ernennung eines Arztes zum Transplantationsbeauftragten in allen geeigneten Krankenhäusern geschehen.  

Begründung:

Im Jahre 2006 warteten in Deutschland rund 12.000 schwer kranke Menschen auf ein Spenderorgan, es konnten aber nur 4.646 Organe transplantiert werden. Es muss das Ziel sein, diese Lücke zwischen dem Bedarf an Spenderorganen und den realisierten Transplantationen zu verringern.

Zurzeit setzen sich leider nur sehr wenige Menschen mit der Organspende zu Lebzeiten auseinander. Der Anteil derer, die ihren Willen in einem Organspendeausweis bekundeten, lag bei den Zustimmungen zu einer Organspende 2006 nur bei 6,8%, bei den Ablehnungen sogar nur bei 1,4%. All zu oft fällt die Entscheidung der Angehörigen im Zweifel, wenn der Wille des Verstorbenen nicht bekannt ist, aus Pietätsgründen gegen eine Organspende.

Gleichzeitig erklären in einer repräsentativen Umfrage der Bundeszentrale für politische Aufklärung aus dem Jahr 2001, 67% der Befragten, dass sie grundsätzlich mit einer Organspende einverstanden wären. (Quelle: Deutsche Stiftung Organtransplantation, www.dso.de)

(Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt





6.01


( Familie, Gesund-heit und Soziales 





Abstimmungsergebnis:


 angenommen


 geändert angenommen	


 abgelehnt


 verwiesen an: ______________________








Niedersachsen





55. Landeskongress in Langenhagen – 5. und 6. April 2008








Antragsnummer











